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Fritz Osterwalder

Der Arbeitsfriede in der gewerkschaftlichen
Debatte der 70er Jahre

In den 70er Jahren war, rückblickend gesehen, der Arbeitsfriede ein ganz
zentralen Thema in der Diskussion der Linken. Diskutiert wurde sowohl dar-
über, welche politischen und gesellschaftlichen Veränderungen angestrebt
werden sollten, als auch die Frage, welche gesellschaftlichen Kräfte diese Poli-
tik tragen und zum Durchbruch bringen könnten. So stand die aktive Solidari-
tät der Lohnabhängigen und damit Arbeitsfriede und ,Sozialpartnerschaft' im
weitesten Sinne, die Fe/verisc/te KonFordanzpotoi'F in Zentrum.

Diese Auseinandersetzung entwickelte sich auch in der Gewerkschaftsbe-

wegung selbst. Sie blieb nicht beschränkt auf jene aktiven Kräfte, die seit je-
her der Politik der Führung Widerstand leisteten oder die sich jetzt neu zu for-
mieren begannen, sondern sie realisierte sich in Ansätzen auch auf höchster
Ebene. Damit entstand in ersten Ansätzen eine Gegenbewegung zum immer
schneller werdenden Gesichtsverlust und zum Verlust an politischer Bedeu-

tung der Gewerkschaftsbewegung.
In den 80er Jahren wurde diese Entwicklung abgeblockt. Symbolische Zei-

chen dafür waren das am Jubiläumskongress des SGB verabschiedete Pro-

gramm, das neben einer Forderungsliste — die sicher ihre beschränkte Bedeu-

tung hat — kein Wort über die politischen Mittel und die Kräfte zu ihrer
Durchsetzung verliert, wie auch die Wahl des bezüglich Sozialpartnerschaft
konservativsten SMUV-Präsidenten Fritz Feiman« zum Präsidenten des

SGB.
Wenn ich diese gewerkschaftsinterne Diskussion hier dokumentiere, dann

hat das nicht nur historische Gründe. Mir scheint wichtig, dass ihr Inhalt und
ihre Errungenschaften sowohl den aktiven Widerstandskräften in den Ge-
werkschaften wie auch den sozialen Bewegungen präsent sein müssen, um in
die gegenwärtige politische Diskussion mit dem Anspruch, Alternativen zu
entwickeln, eingreifen zu können.

Die Impulse für eine neue Arbeitsfriedensdebatte

Wichtigster Anstoss für eine erneute Diskussion über die Politik und die Rolle
der Gewerkschaften in der Schweiz waren ohne Zweifel die grossen Arbeiter-
kämpfe in West-Europa um und nach 1968 und deren Fähigkeit, langanste-
hende gesellschaftliche Reformen durchzusetzen.

In der Schweiz wurde wahrgenommen, dass dieser Aufschwung auch den

gesellschaftlichen Forderungen anderer Schichten, z.B. innerhalb der Studen-
tenschaft und unter den Frauen, eine Durchschlagskraft weitervermittelte. So

entstand in West-Europa ein allgemeines Reformklima und die Arbeiterbe-
wegung spielte darin eindeutig die vorwärtstreibende Rolle. Dies führte auch
in der Schweiz dazu, dass die Schichten, die sich der traditionellen gesell-
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schaftlichen Integration entzogen, sich mit der Arbeiterbewegung auseinan-
derzusetzen begannen — dies obwohl in der Schweiz nichts vor sich ging, was
mit der Entwicklung in Italien oder Frankreich verglichen werden kann. Dar-
über hinaus gab es aber auch in der Schweiz Tendenzen, die es ermöglichten,
die Strategie der Gewerkschaftsbewegung oder der Arbeiterbewegung insge-
samt neu zu diskutieren.

An erster Stelle steht eine Entwicklung, die im scharfen Kontrast zu den
oben beschriebenen westeuropäischen Prozessen steht. Ende der 60er und
anfangs der 70er Jahre wurde trotz andauernder Höchstkonjunktur sichtbar,
dass ein grosser gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Wandel im Gange war.
Wirtschaftliche Umstrukturierungen in grösserem Ausmass kündigten sich an,
auf politischer Ebene wurden Stimmen seitens des Bürgertums gegen zu viele
Kompromisse laut. Ausgerechnet in dieser Situation wurde der Verlust an ei-
genem politischem Profil und an Attraktivität der Gewerkschaften offensicht-
lieh. Das politische Ziel, das der Arbeiterbewegung trotz ihrer Integration für
mehr als 30 Jahre ein eigenes Gesicht gab, die Sozialversicherung, wurde mit
der Einführung der Pensionskassen (2. Säule) auf Verfassungsebene nicht nur
vom Bürgertum übernommen, sondern es wurde damit auch jede grössere
Reformmöglichkeit blockiert und die Weiche auf Privatassekuranz gestellt.
Viel empfindlicher war aber auch für die Führung der Gewerkschaften die
Tatsache, dass Ende der 60er Jahre eine allgemeine Stagnation, ja sogar ein

Rückgang der Mitglieder zu verzeichnen war. Dazu kam, dass keiner der Ver-

Honorierung der gewerkschaftlichen Ordnungsfunktion

Bei der Erneuerung des Friedensabkommens anno 1969 schlug der
SMUV eine paritätische Kasse mit lohngebundenen Arbeitgeber- und

Arbeitnehmerbeiträgen vor. Aus dieser hätten den gewerkschaftlich
Organisierten wiederkehrende Leistungen — z.B. Feriengelder — zu-
kommen sollen. Schliesslich einigte man sich auf einen Partnmc/ia/£s-
/omis, den die Neue Zürcher Zeitung (2.7.1969) wie folgt charakteri-
sierte:

Dass sich dennoch die Erneuerung diesmal als besonders schwierig erwies, lag
nicht im Aushandeln der — substantiellen — Lerèesserung der Trbei'Ishedin-

gnngen begründet, sondern in den grundsätzlichen Auseinandersetzungen
über die sogenannte „//onor/emng der gewerLsc/ia/r/i'c/ien Ordnungs/u«A:don".
Das Stagnieren oder der teilweise sogar leichte Rückgang der Mitgliederzahlen
der schweizerischen Gewerkschaften seit dem Jahre 1962 hat die Gewerk-
Schaftsführer nicht nur tief beunruhigt, sondern in den letzten Jahren auch im-
mer wieder Leistungen fordern lassen, mit denen die von den Gewerkschaften
und ihren erhebliche Beiträge zahlenden Mitgliedern stellvertretend für die

ganze Arbeiterschaft erfüllte „Ordnungsfunktion" als Vertragspartner abge-
gölten werden sollte. Zu Beginn stand das Begehren nach So/i'dariräKfcei'rragen
der Nichtorganisierten im Vordergrund, die damit für ihre Haltung als „Tritt-
brettfahrer" der Gewerkschaften belangt, um nicht zu sagen bestraft werden
sollten. Auch heute noch ist dieses Begehren in einzelnen Branchen aktuell,
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obwohl es einen spürbaren Eingriff in die persönliche Entscheidungsfreiheit
des einzelnen Arbeiters darstellt.

Einen Weg zu finden, der dem Geiste der offenen Gesellschaft und der
Marktwirtschaft entspricht, Ansätze in Richtung auf eine ständische Gesell-
schaftsordnung durch einen institutionalisierten Druck auf die Nichtorganisier-
ten vermeidet und dennoch die mit Hartnäckigkeit und Nachdruck von den
Gewerkschaften vorgebrachten Anliegen in angemessener Form berücksich-
tigt, erwies sich bei der Erneuerung des Friedensabkommens als ausserordent-
lieh schwierig.

Im Laufe der monatelangen Verhandlungen zeichnete sich schliesslich die

getroffene Vereinbarung ab, in der sich der Arbeitgeberverband und die Ge-
werkschaften im Zeichen einer vertieften Zusammenarbeit zur gemeinsame«
£v/ü//img von bettle .Seiten mtere.v.vierenrien Au/gaben zusammenfinden und da-
für einen „Partnerscfta/ts/ondi" gründen. Es erlaubt dies den Gewerkschaften
zudem, in vermehrtem Masse attraktivere Dienstleistungen für ihre Mitglieder
mitzuübernehmen. Der Fonds soll dem „Vollzug der Vereinbarung", der För-
derung der Berufsbildung, der Schulung von Betriebskommissionsmitgliedern,
der Orientierung namentlich neu in den Betrieb eintretender Arbeitnehmer
über Geist und Inhalt des'Friedensabkommens und der Förderung des beidsei-
tigen Verständnisses dienen. Da die Gewerkschaften an diesen Fonds den
„Arbeitnehmerbeitrag" nur entsprechend dem Organisationsgrad zu leisten
haben und einige der genannten Aufgaben als eigentliche Betriebsaufgaben
anerkannt wurden, werden die Firmen über den Arbeitgeberverband den weit-
aus grösseren Teil der Mittel aufzubringen haben. Mit der teilweisen Übernah-
me der Orientierungsaufgaben wird es den Gewerkschaften leichter als bisher
sein, ihre Präsenz zur Geltung zu bringen und bei den Arbeitnehmern für die
Mitgliedschaft in ihren Verbänden zu werben.

Das Ganze stellt zweifellos auch eine moralische und materielle A/tV/e der
Unternehmer für den um seine Repräsentativität in der Arbeiterschaft käm-
pfenden Sozialpartner und damit eine Honorierung der loyalen Bereitschaft
der Gegenseite zur Wahrung des Arbeitsfriedens dar — die ihn aber nicht hin-
derte, mit aller Entschiedenheit und Hartnäckigkeit seine Interessen zu ver-
fechten. Dieser Schritt zur Stärkung der Sozialpartnerschaft hat seinen deutli-
chen Ausdruck in der Änderung des seit 32 Jahren unveränderten Ingresses
des Friedensabkommens gefunden, als dessen Zweck nunmehr nicht nur die
Wahrung des Arbeitsfriedens, sondern auch die Kertie/«ng der Zusammenar-
heir genannt wird. Die Verhandlungen der Partner werden sich künftig nicht
auf die Arbeitsbedingungen beschränken, sondern auf alle das Arbeitsverhält-
nis betreffenden Fragen erstrecken.

bände in den sich schnell entwickelnden Verwaltungs- und technischen Berei-
chen Fuss zu fassen vermochte. Diese Stagnation drohte längerfristig, den
letzten Lebensnerv der Organisation, nämlich die Mitgliederbeiträge anzu-
fressen, nachdem das Innenleben dieser Organisationen schon früher stark re-
duziert worden war.

Die kurz skizzierten Entwicklungen erklären auch zum Teil, warum einem
dritten Prozess in der damaligen Situation eine viel grössere Bedeutung zu-
kam, als man im nachhinein annehmen könnte. Obwohl der SMUV den Um-
strukturierungs- und Rationalisierungsprozess begrüsste (1), kam es vor allem
in der Metall- und Maschinenindustrie der Westschweiz anfangs der 70er Jah-
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re zu Abwehrreaktionen der betroffenen Lohnabhängigen. Meist minimale
Forderungspaletten wurden aufgestellt, hinter denen sich die Belegschaften
sammelten. In verschiedenen Fällen kam es soger zu Arbeitsniederlegungen
— trotz des gewerkschaftlich unterzeichneten Arbeitsfriedens. Diese Bewe-

gungen fanden ein relativ breites Echo. Streiks waren in der Schweiz fast ver-
gessen, und die sich neu formierende Linke entfaltete dazu Solidaritätsbewe-

gungen und gewann in diesen Aktionen ihre politischen Vorstellungen und

Erfahrungen.
Mit der eigentlichen Rezession 1974/75 gab es eine zweite Reihe von

Kämpfen — erneut in der Westschweiz — zur Verhinderung der unmittelba-
ren Krisenfolgen. Bei Bulova, Dubied, Matisa, Leu und Burger & Jakobi u.a.
kam es zu aktiven Bewegungen, die getragen wurden von Belegschaften, die
schon vor den Bewegungen lebendige Netze gebildet hatten. Obwohl diese

Kämpfe ein sehr breites Echo fanden, endeten sie fast alle mit weniger befrie-
digenden Resultaten als die der frühen 70er Jahre.

Es kam ein weiterer Faktor als Auslöser für die Debatte in den Gewerk-
Schäften ins Spiel. Neue Schichten wandten sich mit einem Teil der Neuen
Linken an diese Organisationen, die aus einer ganz anderen Tradition kamen.
An erster Stelle sind hier jene zu nennen, die oft auch Kopf und Herz der
oben beschriebenen Widerstandsaktionen waren, Immigranten aus Spanien
und Italien, die beflügelt durch die Gewerkschaftskämpfe in ihren Herkunfts-
ländern der Linie ihrer Emigrations-KPs folgten und in den schweizerischen
Gewerkschaften mitmachten, obwohl diese zu Beginn der Arbeitskämpfe
nicht die entscheidende Rolle spielten. In kleinerem Ausmass kamen aber
auch neue Kräfte hinzu, die von der Neuen Linken angeregt wurden, in den
Gewerkschaften aktiv zu werden — Frauen, Lehrer/innen, Sozialarbeiter/in-
nen —, für die der Arbeitsfriede nicht „die altbewährte Strategie" war. Und
schliesslich können wir zu den Auslösern einer Debatte in den Gewerkschaf-
ten auch die Aktivität der Neuen Linken selbst zählen. Nicht nur trugen sie

viele Themen wieder in die allgemeine politische Auseinandersetzung der
Schweiz, die durch die Politik des Arbeitsfriedens und der Konkordanz mehr
oder weniger verschwunden waren. Internationale Solidarität, Arbeitszeitver-
kürzung, Frauenrechte und später die Umweltpolitik gehören dazu. Es wirkte
sich auch aus, dass mit diesen Themen ebenfalls eine Diskussion über die
Strategie der Arbeiterbewegung entwickelt wurde (2).

Die alte und die Neue Linke in den Gewerkschaften

Auch wenn es hier nicht darum geht, die Einflüsse der Neuen Linken in den
Gewerkschaften der 70er Jahre genauer zu analysieren, so sei dennoch eine
kurze Bemerkung festgehalten, die auf die Bedeutung der Debatte über den
Arbeitsfrieden hinweist.

In den meisten Gewerkschaften — eingeschlossen der SMUV — haben
kleine Kerne von Strömungen, die gegen die Arbeitsfriedenspolitik waren,
aus den 40er, 50er und 60er Jahren überlebt (3). In den wenigsten Fällen ha-
ben aber diese Kerne noch die Kraft gehabt, eine Auseinandersetzung leben-
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dig zu halten und durch ihre Alternative zum Mehrheitskurs die Kräfte der

neuen Linken in die Gewerkschaften hineinzuziehen und mit ihnen zusam-
menzuarbeiten. Dies erklärt, warum ein grosser Teil der Debatte der Linken
über den Arbeitsfrieden ausserhalb der Gewerkschaften stattfand und nur
langsam in diese hineingetragen wurde. Nur im Sdiwej'zeràc/ien Typogra-
p/ienbMrtd (STB, heute GDP) konnte sich die Linke unter Einschluss aller
Kräfte entwickeln. Hier gab es schon relativ früh eine innergewerkschaftliche
Debatte über die Alternative zur Strategie des Arbeitsfriedens. In dieser Dis-
kussion und vor allem auch in der Aktivität von aktiven Strömungen, die die
Mehrheit in den wichtigen Sektionen Zürich und Genf errangen, kamen die
verschiedenen Elemente der Alternative, wie sie von der Neuen Linken ent-
wickelt wurden, zur Geltung:
— Wiederaufbau von betrieblichen Basisbewegungen der Gewerkschaft;
— Einschluss der politischen Problematik in die gewerkschaftliche Ausein-

andersetzung und Aktivität, in Abgrenzung zur Konkordanzpolitik, an
der sich die SP beteiligte;

— Durchführung von breiten politischen Kampagnen dazu;
— Aufbau von Alternativen zur Arbeitsfriedensführung;
— Kampf um die Demokratisierung des innergewerkschaftlichen Entschei-

dungsprozesses.
Gesamtschweizerisch bekam diese Strömung in der GDP erst Ende der 70er
Jahre genügend Gewicht, um auch auf dieser Ebene eine Alternative zu bil-
den. Wegen der Schwäche und der Erfolglosigkeit der Arbeitsfriedens-Füh-

rung nach einem riesigen Rationalisierungsschub, erlangte diese Alternative
die Mehrheit für die Vertragsverhandlungen 1980 (4). Sie führte zum ersten
gesamtschweizerischen, gewerkschaftlich geführten Streik seit Jahrzehnten,
der allerdings nicht eine Umkehr der Tendenz zum Kräfteverlust dieser Ge-
werkschaft anzeigte. Danach ist in der GDP die Strategiediskussion eher zu-
rückgegangen. In den meisten andern Verbänden, vor allem im SMUV, lief
die Diskussion der Neuen Linken über den Arbeitsfrieden vorerst vor allem
ausserhalb der Gewerkschaften. Ein Grossteil der neuen Kräfte (5) schloss es

aus, eine Alternative zum Arbeitsfrieden in die bestehenden Gewerkschaften
hineinzutragen. Sie identifizierten diese mit dem Arbeitsfrieden selbst und sa-
hen darin die Instrumente des Bürgertums, um eine kampfwillige und -bereite
Basis in Schach zu halten. Stattdessen setzten sie darauf, vor allem über be-
triebliche und überbetriebliche Basisstrukturen den Arbeitsfrieden von unter
her, d.h. über Betriebskämpfe aufzubrechen. Die ersten Kämpfe in der Metal-
lindustrie der Westschweiz schienen das Modell abzugeben. Die eigentlichen
Träger dieser Kämpfe selber schlössen sich aber sehr bald den Gewerkschaf-
ten an, wodurch die Thematik des Arbeitsfriedens auch in die Gewerkschaft
gelangete.

Die RA7L (Vorgängerin der SAP) setzte sich für den Aufbau von aktiven
Bassistrukturen ein, versuchte aber gleichzeitig innerhalb der Gewerkschaft
dieDiskussion über eine alternative aktive Politik zu entwickeln. Dies gelang
vor allem im öffentlichen Dienst, wo sich die Gewerkschaft in den Spitälern,
bei den Lehrern und über Frauenkommissionen ganz neu aufbaute. Gleich-
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zeitg sollte über politische Vorstösse auch die Selbständigkeit und Aktivität
der Lohnabhängigen, die durch Arbeitsfrieden und Sozialpartnerschaft ver-
schüttet worden waren, wieder artikuliert werden. Die TOCW schliesslich
setzte vor allem auf eine politische Alternative zur "Sozialpartnerschaft" und
brach ihre Anstrengungen, die Diskussion in den Gewerkschaften zu führen,
nach der Rezession mehr oder weniger ab. Alle diese Bewegungen, die hier
nur unvollständig beschrieben und dargestellt wurden, sind in Erinnerung zu
rufen, damit das scheinbar „plötzliche" Aufbrechen von zwei grossen Strate-
giedebatten-Ansätzen, die wir in den folgenden zwei Kapiteln weiterverfol-

gen, begreifbar wird.

Die Debatte über die Stnikturreform als Vorläufer

Das Versanden der gewerkschaftliehen Dynamik Ende der 60er Jahre war
unübersehbar. Daraus entstand vorerst in den zwei grössten Verbänden, dem
.S'AJUL und dem .S7J/7 K (später der GBH) eine Diskussion über den Anwen-
dungs- und Geltungsbereich der Verträge. Bereits 1962 erklärte der damalige
Chefredaktor der SBHV-Zeitung £z/o Canonic« (der spätere GBH- und

SGB-Präsident) am Verbandskongress:

„Die neue Gliederung der Beschäftigten (durch die wirtschaftliche und gesellschaftli-
che Entwicklung, FO) zeigt, dass eine Vertragspolitik, die sich auf die klassichen Beru-
fe und Hilfsberufe beschränkt, nicht mehr gangbar ist. Unsere Gesamtarbeitsverträge
müssen einer radikalen Revision unterzogen werden in dem Sinne, dass ihr beruflicher
Anwendungsbereich ausgedehnt wird. Ansonst läuft man Gefahr, ihre Anwendbarkeit
auf Berufskategorien zu beschränken, die zahlenmässig zurückgehen und einen immer
kleineren Anteil am Beschäftigtenstand haben" (6).

Auch im SMUV werden in dieser Zeit und später ähnliche Überlegungen an-
gestellt. Aus der BRD wird vor allem von der stärksten Gewerkschaft der ka-

pitalistischen Welt, der Industrie-Gewerkschaft Metall, das Modell der /nda-
sfriegCHwCsc/ta/t an Stelle der Berufsgewerkschaft übernommen. Beim

Sß//L äussert sich das darin, dass bereits in den 60er Jahren ein grosses Ge-
wicht auf die Rekrutierung der eingewanderten Arbeiter gelegt wird. Beim
.S'AJCL ensteht daraus zuerst die Konzeption einer „Stratotre/o/Tn", die
1972 beschlossen wird. Der SBHV beschliesst die Reform schon 1971, setzt
sie allerdings erst am Kongress 1974 in Kraft.

Die Themen dieser Strukturreform beinhalten zum einen eine Öffnung zur
Industriegewerkschaft und zum anderen eine Erhöhung der Transparenz und
der Demokratisierung der Verbände. Im Zentrum dieser Reform steht die

Schaffung der Landesdelegiertenkonferenz für die höchstens ein Drittel
Funktionäre delegiert werden dürfen. Gleichzeitig wird aber die Gewerk-
schaft auch „regionalisiert", den regionalen Entscheiden und Bewegungsfüh-

rungen wird mehr Platz und Möglichkeit gelassen, und die regionalen und lo-
kalen Sektionen sollten in verschiedene Berufsgruppen aufgeteilt werden, die
ihrerseits national zusammengefasst werden. E. Canonica begründet diese

Reform mit einer Aktivierung des Gewerkschaftslebens, obwohl dadurch
ebenso auch der VerStückelung Vorschub geleistet wird und dann einfach ein
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neuer Typus von Administrativismus entstehen könnte:

„Versammlungen werden schwach besucht, die innere Dialektik stirbt ab, Verantwor-
tungen werden nach oben delegiert, in den Lokal- und Berufsgruppen sowie in den

Sektionen bilden sich statische Zirkel, deren Hauptbeschäftigung mehr in der Verwal-

tung der Sektionen besteht als in der Förderung der Gewerkschaftspolitik. Das alles

findet seinen Ausdruck in einer unleugbaren Kluft zwischen Basis und Spitze in dem

Sinn, dass von der Basis die nötigen Impulse zur Aktivierung des Gewerkschaftslebens
und von der Spitze die nötigen Initiativen zur Belebung der Basis ausbleiben. Hinter
dem Glanz der gewerkschaftlichen Errungenschaften begegnen wir oft einer weniger
glänzenden Passivität" (7).

Bereits in diesem Ansatz geht aber E. Canonica (jetzt als Präsident des

SBHV) weiter, denn beginnt auch die Inhalte der gewerkschaftlichen Aktivi-
tät in Frage zu stellen:

„Selbstverständlich geht die gewerkschaftliche Problematik über die bisher behandel-
ten Themen (Strukturen, FO) hinaus. Wir müssen sogar aufpassen, dass wir aus Uber-
eifer nur die gewerkschaftlichen Aktionsmittel herausstellen unter Vernachlässigung
der unmittelbaren und ferneren Endziele" (8).

Im gleichen Sinne stösst der SBHV am SGB-Kongress von 1972 vor, wobei
seine Anträge zu Struktur und Politik des SGB ohne Diskussion über die ei-
gentliche Bedeutung an- oder „zur Prii/wng entgegengenommen" werden (9).

Der Arbeitsfriede als Hindernis der gewerkschaftlichen Aufgabe

Dass es sich bei dieser Reform im SBHV nicht nur um eine administrative
Massnahme handelt und dass der Wille besteht, auch neue Wege zu suchen,
wird ersichtlich aus einem Manuskript von E. Canonica aus der gleichen Zeit
(1972). In diesem Manuskript knüpfte E. Canonoca bewusst an die Auseinan-
dersetzung an, die nach 1968 mit den neuen Oppositionsbewegungen begon-
nen hat:

„Die ideologische Entleerung der Gewerkschaften, die Abschwächung ihrer Einfluss-
kraft und schliesslich der Verfall ihrer Glaubwürdigkeit und die Stagnation der Mitglie-
derbestände sind hierfür die sichtbarsten Konsequenzen" (10).

Als ein wichtige Ursache für diese Entleerung der Gewerkschaften betrachtet
E. Canonica den „afaso/wten" Arbeitsfrieden:

„Die Idealisierung des Arbeitsfriedens, besonders des absoluten und zeitlich unbe-
schränkten, bedeutet die Eingliederung der Gewerkschaften in das bestehende System
und somit den Verzicht auf den Kampf für eine höhere soziale Ordnung" (11).

Er zeigt aber auch, wie der Arbeitsfrieden gerade in der damaligen Situation
konkret in der Tagesauseinandersetzung dazu führt, wie die Gewerkschaft bei
den Lohnabhängigen sich selbst desavouiert und auf der falschen Seite der
Auseinandersetzung steht.

„So ist es beispielsweise vorgekommen, dass während unorganisierte Arbeiter, die be-

gründeterweise die Arbeit niederlegeten, frei streiken konnten, die organisierten Ar-
beiter auf Grund der für sie massgebenden Vertragsbestimmungen weiterearbeiten
mussten; dass sie praktisch also die Rolle von Streikbrechern spielen mussten. Ein sol-
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cher Zustand kann selbstverstädlich nicht toleriert werden, er verfälscht die ursprüngli-
che Solidaritätsfunktion der Gewerkschaften, schädigt ihr Prestige auch im Urteil der
organisierten Arbeiter" (12).

Als Alternative schlägt E. Canonica die ,.relative Fnedemp/hc/tt" vor. Das
Unterlassen von Kampfmassnahmen soll nur akzeptiert werden bezüglich
Fragen, die im Vertrag geregelt sind. Für diese Fragen soll auch die kompli-
zierte Konfliktreglementation gelten, wie sie in den bisherigen Arbeitsfrie-
densparagraphen der Gesamtarbeitsverträge gelten (sie hätte damit auch die

Wirkung, die Auseinandersetzung über den Konflikt den Betroffenen zu ent-
rücken). Für alle andern Fragen (eingeschlossen die politischen Probleme und
die Solidarität) und vertragslosen Zuständen sollen die Kampfmassnahmen
zugelassen und auch angewandt werden. E. Canonica geht im gleichen Text
auch die zweite Dimension des Arbeitsfriedens an, die politische. Er kritisiert
die Gewerkschaftstradition, einseitig auf die Verträge gesetzt zu haben und
nicht ebenso sehr auf die politischen Verstösse. Gesetz und Vertrag dürften
nicht gegeneinander ausgespielt werden, sondern sollten als sich gegenseitig
ergänzend benützt und angestrebt werden. Dementsprechend plädiert er für
ein stärkeres politisches Engagement der Gewerkschaftsbewegung, das er im
Rahmen des SGB verwirklichen will.

Auch diese Auseinandersetzung reiht sich in eine konkrete politische Pole-
mik ein. Im gleichen Jahr wurde die 40-Std.-Woche-Initiative durch POCH,
RML (SAP) und PSA lanciert. Fredy Aeberli, Delegierter und Sprecher der
GDP, stellte im gleichen Jahr noch am 41. SGB-Kongress den Antrag, dass

die Gewerkschaftsbewegung diesen Vorstoss der Linken unterstützen solle.

Hauptargument dagegen war genau das Argument, die Arbeitszeit gehöre in
den Bereich der sozialpartnerschaftlichen Regelung der Verträge und könne
nicht Thema einer Bewegung mit politischer Stossrichtung sein, an der sich
die Gewerkschaften beteiligen. Der Vollständigkeit halber sei hier erwähnt,
dass es später E. Canonica war, der sich bei der Behandlung der Initiative im
Parlament für einen gesetzlichen Gegenvorschlag einsetzte und nachher die

Lancierung einer eigenen SGB-40-Std.-Woche-Initiative kurz vor dem Ab-
Stimmungskampf unterstützte (die dann aber nicht zustande kam).

Der Beginn einer offenen Auseinandersetzung

Im Einleitungsparagraphen zum Manuskript vom 1972 hält E. Canonica fest:
„A/e/ne Azzs/M/zrtmgezz widerspiegeln meine persön/ic/ien An/jfassnng, /ür die
ic/z mied inner/zn/b meines Verbandes sowie des G'ewerd.scbfl/Zsbzzndes einsetze,
die aber im Moment nzzr meine Person verp/Zicbten" (13). Diese Auseinander-
Setzung beginnt in E. Canonicas eigener Gewerkschaft und in der öffentlich-
keit. Im SGB selbst verläuft sie zunächst nur ausserordentlich beschränkt,
weil Canonica davon ausgeht, dass der Arbeitsfriede zum Arbeitsvertrag ge-
hört, der nicht in der Kompetenz des SGB sondern der Einzelverbände stehe.

Hierin respektierte er also voll und ganz eine Aufgabenteilung, die nur aus
dem Arbeitfrieden selbst erklärt werden kann. Die zwischengewerkschaftliche
SGB-Solidarität wäre jedoch gerade für eine aktive Verhandlungsführung un-
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abdingbar. Verschiedene Sektionen des SBHV organisierten Veranstaltungen
und Versammlungen, die die Thesen Canonicas diskutierten und sie auch auf
die praktischen Konsequenzen hin zu befragen begannen. E. Canonica tritt als

Diskussionsredner überall auf und konfrontiert sich auch mit radikaleren An-
sichten. In der Öffentlichkeit erregt ein Text von ihm starkes Aufsehen, der
unter dem Titel GewerAsc/za/z/zc/ze Se/ßriAritzA 1973 im „Jahrbuch der Neuen
Helvetischen Gesellschaft" abgedruckt wird.

Die Analyse des Zustandes der Gewerkschaftsbewegung fällt hier in noch

grelleren Farben aus als im angeführten persönlichen Manuskript. Gleichzei-
tig tritt die Alternative, der relative Arbeitsfriede und die politischen Vorstös-
se, stärker in den Hintergrund.

Als E. Canonica 1973 das Präsidium des SGB antritt, befolgt er die gleiche
Linie. An sich repräsentiert seine Wahl bereits das veränderte Klima und ist
eine Absage an die Tradition der Symbole des absoluten Arbeitsfriedens —
des SGB-Präsidiums in den Händen des SMUV. In diesem Sinne wird seine

Wahl auch in der bürgerlichen Presse verstanden. In seiner Antrittsrede tönt
er seine Haltung, wenn auch nur vorsichtig, an:

„Nachdem das Wort .Arbeitsfriede' gefallen ist, ist es am Platze, dass ich meinen per-
sönlichen Standpunkt darlege, um Missverständnisse zu zerstreuen. Persönlich bin ich
weder Verfechter des Arbeitsfriedens noch des Streiks. Ich betrachte beides als Mittel
der Gewerkschaftspolitik, die man je nach Umständen einsetzen muss.

Meine Vorbehalte zur Friedenspflicht betreffen nicht den Grundsatz, sondern die
Grenzen, eine Frage die jedenfalls in den Rahmen der Kompetenzen der einzelnen
Verbände fällt und hier nicht zur Diskussion kommen soll, wenn nicht in Form einer
persönlichen Stellungnahme" (14).

Dafür kündigt er die Notwendigkeit einer neuen Strategie der Gewerkschaf-
ten, um „t/t «äc/tsrer Zt/Azz/z/i: tfe/t gewerAsc/za/f/zcAe/z Ez'/uyzZz z'/zz po/z'rzsc/ze/z

SeAtor zzt ve/sfärAe/z", an. Dass es sich aber beim Vorstoss E. Canonicas nicht
nur um eine wortreiche Einordnung in eine Modestimmung handelt, wird er-
sichtlich am Kongress seiner Gewerkschaft (jetzt Gß//) 1975 in Lugano.

Mit Vehemenz vertritt er hier das Konzept des „re/atzven Arßez'Zs/nede/zs",
der daraufhin das Programm der Gewerkschaft aufgenommen wird. Gleich-
zeitig wird an diesem Kongress auch ein Programm beschlossen, das nicht ei-
nen traditionellen gewerkschaftlichen Wunschkatalog darstellt, sondern um
dessen wenige Forderungen herum eine eigentliche Mobilisierung stattfinden
soll. In diesem Rahmen hält sich dann auch die Entwicklung der Politik des

GBH. Sie liefert den weitestmöglichen Rahmen, in dem sich eine aktive Ge-
werkschaftspolitik entwickeln kann und in dem sich die verschiedensten akti-
ven Kräfte sammeln können. Dementsprechend versucht Canonica auch eine

politische Neubestimmung der Gewerkschaftsbewegung. Er bricht zwar nicht
mit der Vorstellung der Konkordanzpolitik. Aber in ihrem Rahmen will er ei-
ne eigene, härtere Gangart der Gewerkschaften formulieren, die sowohl in-
ner- wie ausserhalb des Konkordanzrahmens ihre Wirkung entfalten könnte.

Dies bringt Zweideutigkeiten hervor, wie sein Aufruf für die Unterstützung
der Bundesfinanzreform mit der Mehrwertsteuer zeigt. Er will diese degressi-
ve Steuererhöhung zuungunsten der Lohnabhängigen mit einer Mobilisierung
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gegen die bürgerliche Demontage der Sozialversicherung verbinden. Auch die

Mitbestimmungskampagne wurde unter seiner Führung mit dieser Doppel-
deutigkeit geführt: Für die Mitverantwortung der Vertreter/innen der Lohn-
abhängigen mit der Betriebsleitung (ein Projekt im Rahmen der Konkordanz)
und gleichzeitig für das Recht der Lohnabhängigen, offenen Zugang zu allen
Informationen im und über den Betrieb zu erhalten (was über den Rahmen
des täglichen Arbeitsfriedens hinausweist). E. Canonica selbst als politisches
Subjekt steht in diesem Widerspruch. Während er mehr politische Eigenstän-
digkeit der Arbeiterbewegung, mehr Mut zur Opposition und für längerfristi-
ge eigene Ziele fordert, setzt er alles in Bewegung, um 1978 Bundesrat zu
werden. Mit diesem neuen Rahmen ist die Gewerkschaftspolitik nocht nicht
verändert, aber es erscheint ein neuer Bezugspunkt. Dieser unterscheidet sich

von dem, was die bisherige Mehrheitsführung der Gewerkschaftsbewegung
verfolgt hat und eröffnet die Möglichkeit, im gewerkschaftlich-organisatori-
sehen Rahmen neue Nezte der aktiven Solidarität aufzubauen und eine Alter-
native zur Arbeitsfriedenspolitik zu entwickeln.

So hat die GBH bereits 1974 im Streik von Burger & Jacobi (Klavierfabrik
in Biel) für schweizerische Verhältnisse eine neue Rolle gespielt. Sie schob

zwar den Streik immer wieder hinaus, unterstützte ihn aber im entscheiden-
den Moment und trug dazu bei, dass durch ein Streikkomitee alle Kräfte ein-
bezogen wurden und sie arbeitete mit dem Solidaritätskomitee der aktiven
politischen Linken zusammen. Damit gelang es auch, eine relativ grosse Öf-
fentlichkeit für den Streik herzustellen (15). Diese Politik wurde ziemlich sy-
stematisch weiterentwickelt. Seit der Mitte der 70er Jahre wurde im Bauha-
putgewerbe wiederholte Male die Arbeit niedergelegt (Schwarz in Biel, Leu in
Chavannes, Bois Homogène in St. Maurice usw.), was die GBH im entschei-
denden Moment jedesmal unterstützte.

Die überbetriebliche gewerkschaftliche Aktivität in der Baubranche wird
durch den Rhythmus der Gesamtvertragserneuerungen bestimmt. In den letz-
ten 10 Jahren nehmen die Spannungen zwischen Unternehmerverband und
Gewerkschaft zu. Jedesmal hat die GBH in der Vorphase der Verhandlungen
versucht zu mobilisieren und ist damit vor allem in der Westschweiz auf ein

gutes Echo gestossen. Während der eigentlichen Verhandlungsphase wurde
dann zurückbuchstabiert; die materiellen Ergebnisse dieser Politik sind teil-
weise enttäuschend. So verwandelte sich zum Beispiel die eingehandelte
schrittweise Arbeitszeitverkürzung in eine reale Arbeitszeitverlängerung, weil
die Unternehmer die nicht vertraglich geregelte Nachmittagspause aufhoben.
Aus diesem Grunde wurde auch 1987 in der Westschweiz die Gangart durch
die Bauarbeiter verschärft. Diese Korrektur wurde möglich, weil sich in den

vergangenen Jahren die aktiven Netze ausgeweitet haben. Anfangs des Jahres
haben die Unternehmer die geforderte Reallohnerhöhung für die Vertagser-
neuerung auf Ende 1987 grundsätzlich abgelehnt. Die Westschweizer GBH-
Sektionen riefen deshalb im März zu einer dreistündigen Demonstration wäh-
rend der Arbeitszeit auf, woran sich 6'000 aktive Bauarbeiter beteiligten.

Auch in politischen Problemen entwickelte sich eine offensivere Haltung
dieser Gewerkschaft. Im Vorfeld der Abstimmung über die Mitenand-Initiati-
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